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Anmerkung

Rücknahme der Flüchtlingseigenschaft trotz richti-

ger Angaben im Asylverfahren

Von Justus Linz, Referent beim Informationsverbund Asyl 
und Migration e. V. 

Erkennt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) Schutzsuchenden die Flüchtlingseigenscha� zu, 
handelt es sich dabei nach allgemeinem Verwaltungsrecht 
um einen Verwaltungsakt (§ 35 S. 1 VwVfG). Hinsichtlich 
der Au�ebung solcher Verwaltungsakte di�erenziert das 
Verwaltungsrecht zwischen dem Widerruf ursprünglich 
rechtmäßiger Entscheidungen und der Rücknahme von 
Entscheidungen, die schon bei ihrem Erlass rechtswidrig 
waren. Die Rücknahme rechtswidriger, begünstigender – 
also einen Vorteil verscha�ender – Verwaltungsakte steht 
dabei im Spannungsfeld zweier Grundsätze: Auf der einen 
Seite steht der Grundsatz der Rechtmäßigkeit der Verwal-
tung (vgl. Art. 20 Abs. 3 GG): Die Verwaltung hat recht-
mäßig zu handeln und muss in der Lage sein, rechtswid-
rige Rechtsakte zurückzunehmen, um den gesetzmäßigen 
Zustand wiederherzustellen. Auf der anderen Seite steht 
der Vertrauensschutz der Bürger*innen: Diese müssen 
sich darauf verlassen können, dass eine sie begünstigende 
Entscheidung Bestand hat. Etwas anderes gilt nur, wenn 
die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts auf das Verhal-
ten der betro�enen Person zurückgeht oder ihr Vertrauen 
aus anderen Gründen nicht schutzwürdig ist. 

Das OVG Saarland hat im Herbst 2022 entschieden, 
dass eine Zuerkennung der Flüchtlingseigenscha� trotz 
richtiger Angaben des Betro�enen im Asylverfahren auch 
noch fünf Jahre später zurückgenommen werden kann. 
Einem türkischen Staatsangehörigen, der mit einer syri-
schen Staatsangehörigen verheiratet ist, war im Mai 2017 
gemäß § 26 Abs. 5, Abs. 1 AsylG als Ehepartner seiner als 
Flüchtling anerkannten Ehefrau die Flüchtlingseigen-
scha� zuerkannt worden. Weil die Ehe – wie im Asylver-
fahren wahrheitsgemäß angegeben und dem BAMF be-
kannt – im Herkun�sland der Ehefrau noch nicht gemäß 
§ 26 Abs. 5 S. 1, Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AsylG bestanden hatte, 
lagen die Voraussetzungen hierfür nicht vor und die Zu-
erkennung der Flüchtlingseigenscha� war deshalb rechts-
widrig. 

Im Mai 2021 wurde die Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenscha� zurückgenommen. Das BAMF stützte die 
Rücknahme auf die allgemeine verwaltungsrechtliche 
Regel des § 48 VwVfG und nicht auf die speziellen Rege-
lungen des Asylrechts, § 73 Abs. 2 AsylG. Die Vorausset-
zungen des § 73 Abs. 2 AsylG lagen o�ensichtlich nicht 
vor: Die Flüchtlingseigenscha� war nicht aufgrund un-
richtiger Angaben des Schutzsuchenden oder infolge des 
Verschweigens wesentlicher Tatsachen zuerkannt worden. 
Lange Zeit war umstritten, ob neben diesen speziellen 
asylrechtlichen Regelungen zur Rücknahme von Flücht-
lingsschutz überhaupt ein Rückgri� auf die allgemeine 

Regelung des § 48 VwVfG möglich ist. Mittlerweile wurde 
in § 73 Abs. 4 S. 1 eine Regelung eingefügt, die explizit auf 
§ 48 VwVfG verweist, sodass nach der gesetzgeberischen 
Konzeption auch im Asylrecht ein Rückgri� auf § 48 
VwVfG möglich sein soll. 

Entscheidend kam es deshalb auf die Frage an, ob der 
Vertrauensschutz gemäß § 48 Abs. 4 S. 1 VwVfG einer 
Rücknahme entgegensteht. Demnach gilt: 

»Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche 
die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungs-
aktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur inner-
halb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnis-
nahme zulässig.«

Das BAMF als zuständige Behörde erhielt schon im Rah-
men des Asylverfahrens und vor Erlass des Bescheids 
Kenntnis davon, dass die Ehe im Herkun�sstaat der Ehe-
frau nicht bestanden hatte und die Voraussetzungen des 
Familienschutzes gemäß § 26 Abs. 5, Abs. 1 S. 1 AsylG 
mithin nicht vorlagen. Die Tatsache, die die Rücknahme 
rechtfertigt, war somit sogar schon vor Erlass des Ver-
waltungsakts bekannt. Denkbar wäre, die Einjahresfrist 
zur Rücknahme ab diesem Zeitpunkt der Kenntnis oder 
gegebenenfalls ab Erlass des Bescheides beginnen zu las-
sen. Dann wäre eine Rücknahme der Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenscha� nur in dem darau�olgenden Jahr 
und nicht noch fünf Jahre nach Zuerkennung möglich 
gewesen. Das OVG Saarland hat jedoch entschieden – 
und kann sich insofern auf Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts1 berufen – dass die Frist erst in dem 
Moment zu laufen beginnt, in dem die Behörde positiv 
erkennt, dass der Verwaltungsakt rechtswidrig ist. Die po-
sitive Erkenntnis der Unrichtigkeit der Verwaltungsent-
scheidung sei in diesem Sinne den Tatsachen gleichzustel-
len, die eine Rechtswidrigkeit begründeten. 

Der Wortlaut der Norm legt jedoch nahe, dass die 
Kenntnis der Tatsachen, die zur Rechtswidrigkeit füh-
ren, maßgeblich sein sollte und nicht der Schluss, der von 
einer Behörde gegebenenfalls aus diesen Tatsachen ge-
zogen wird. Auch der Zweck der Regelung, nämlich der 
Vertrauensschutz der betro�enen Personen, spricht gegen 
die vom OVG Saarland vorgenommene Auslegung. Denn 
Betro�ene haben keinerlei Ein�uss darauf, wann eine Be-
hörde angesichts ihnen schon länger vorliegender Tatsa-
chen zu der Erkenntnis gelangt, dass ein Verwaltungsakt 
rechtswidrig gewesen ist. Die Fristbestimmung soll aber 
dem Schutz der betro�enen Bür ger*in nen dienen und 
die Rücknahme zeitlich begrenzen. Indem es mehr oder 
weniger vom Zufall abhängt, wann die Behörde aufgrund 
der ihr schon lange vorliegenden Tatsachen zur Erkennt-
nis der Rechtswidrigkeit kommt, wird dieser Vertrauens-
schutz untergraben. Das zu Beginn skizzierte Spannungs-

1 BVerwG, Urteil vom 19.7.1985 – 4 C 23.82 – NVwZ 1986, 119.
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verhältnis zwischen Rechtmäßigkeit der Verwaltung und 
Vertrauensschutz wird einseitig zugunsten der Verwal-
tung aufgelöst. Insbesondere im Flüchtlingsrecht, in dem 
die Entscheidungen im Asylverfahren regelmäßig grund-
legende Bedeutung für Leben und Lebensplanung der 
Menschen haben, wird diese Auslegung den betro�enen 
Menschen, die sich rechtmäßig verhalten haben und im 
guten Glauben auf den Bestand einer positiven Entschei-
dung waren, nicht gerecht. 

Zumindest im Rahmen des behördlichen Ermessens 
(über das das OVG Saarland nicht zu entscheiden hatte) 
hätte es zu einer anderen Entscheidung kommen müssen. 
Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen des § 48 Abs. 1, 3 
und 4 VwVfG vor, hat die Behörde Ermessen, ob sie ei-
nen entsprechenden Verwaltungsakt tatsächlich zurück-
nimmt (»Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann […] 
zurückgenommen werden«). Bei Ausübung dieses der 
Behörde im Rahmen des § 48 VwVfG zustehenden Er-
messens hätte berücksichtigt werden müssen, dass die 
derart späte Rücknahme unter den Umständen des Ein-
zelfalls unverhältnismäßig ist. Denn die betro�ene Per-
son hat sich rechtstreu verhalten und alle erforderlichen 
Angaben gemacht. Die rechtswidrige Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenscha� ist einzig und allein auf einen Feh-
ler des BAMF zurückzuführen, dem die Rechtswidrigkeit 
begründenden Umstände schon vor Erlass des Bescheids 
bekannt waren. Fünf Jahre nach Zuerkennung der Flücht-
lingseigenscha� muss die betro�ene Person auf den Be-
stand der Entscheidung vertrauen können.

Prozessrecht

VGH Bayern: Zurückverweisung an VG wegen abwei-

chender Beurteilung der Lage im Herkunftsstaat

Beschluss vom 6.3.2023 – 24 B 23.30101 – asyl.net: 
M31421

Leitsätze der Redaktion:

1. Beurteilt ein Oberverwaltungsgericht/Verwaltungsge-
richtshof die allgemeine asyl- und abschiebungsrelevan-
te Lage in einem Herkun�s- oder Zielstaat anders als das 
Verwaltungsgericht und ist diese Beurteilung entschei-
dungserheblich, kann das Verfahren gemäß dem neu ge-
scha�enen § 79 Abs. 2 AsylG an das Verwaltungsgericht 
zurückverwiesen werden, wenn auf Grundlage der Auf-
fassung des Oberverwaltungsgerichts eine umfangreiche 
oder aufwändige Beweisaufnahme notwendig wäre. Das 
Verwaltungsgericht ist dann an die rechtliche und tatsäch-
liche Au�assung des Oberverwaltungsgerichts gebunden.

2. Der VGH Bayern beurteilt die allgemeine Situation 
hinsichtlich exilpolitischer Betätigung bezüglich Äthiopi-
ens in entscheidungserheblicher Weise anders als das VG 
Würzburg. Der VGH müsste in vielen Berufungsverfah-

ren jeweils eine Einzelfallprüfung vornehmen, sodass die 
Voraussetzungen des § 79 Abs. 2 AsylG vorliegen. 

(Vorhergehend: VG Würzburg, Urteil vom 9.5.2018 – 
W 3 K 18.30299 – gesetze-bayern.de)

Aus den Entscheidungsgründen:

»[…] 1  Das Verfahren kann nach § 79 Abs. 2 AsylG n. F. 
an das Verwaltungsgericht zurückverwiesen werden, da 
die dort normierten Voraussetzungen für eine Zurück-
verweisung vorliegen.

2  Der neu gefasste § 79 Abs. 2 AsylG ist ausweislich 
der Gesetzesbegründung vom 8. November 2022 für die 
Fälle gescha�en worden, in denen das Oberverwaltungs-
gericht die allgemeine asyl-, abschiebungs- oder über-
stellungsrelevante Lage in einem Herkun�s- oder Ziel-
staat anders als das Verwaltungsgericht beurteilt und die 
Schutzgewährung durch das Verwaltungsgericht wesent-
lich von dieser Beurteilung abhing. Dies gilt insbesonde-
re dann, wenn das Oberverwaltungsgericht entgegen der 
Au�assung des Verwaltungsgerichts eine Gruppenverfol-
gung verneint, sodass eine individuelle Verfolgung der 
Kläger zu prüfen ist und das Verwaltungsgericht in einer 
Vielzahl von Fällen eine Gruppenverfolgung bejaht und 
daher ‒ aus seiner Sicht folgerichtig ‒ auf eine Prüfung der 
individuellen Umstände des Einzelfalls verzichtet hat. Das 
Oberverwaltungsgericht müsste dann in der entsprechen-
den Vielzahl von Fällen diese individuelle Prüfung nach-
holen, sodass es einer erheblichen Belastung ausgesetzt 
wird, mit der entsprechende Verfahrensverzögerungen 
einhergehen (vgl. BT-Drs. 20/4327, S. 43).

3  Eine solche Situation liegt hier vor. Das Verwal-
tungsgericht Würzburg hat in zahlreichen Fällen ohne 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung eine po-
litische Verfolgung wegen exilpolitischer Betätigung 
bejaht und nicht geprü�, ob andere Gründe für die Ge-
währung von Flüchtlingsschutz oder von subsidiärem 
Schutz oder der Feststellung von Abschiebungshindernis-
sen vorliegen. Der 8. Senat des Verwaltungsgerichtshofs 
hat demgegenüber die allgemeine Situation hinsichtlich 
der exilpolitischen Betätigung mit seinen Urteilen vom 
13. Februar 2019 (Az. 8 B 18.30261, 8 B 18.30257 und 8 
B 17.31645 zur TBOJ/UOSG), vom 12. März 2019 (Az. 8 
B 18.30252 und 8 B 18.30274 zu EPCOU, EPPFG und 
EDGM) und vom 12. Dezember 2019 (Az. 8 B 19.31004) 
anders beurteilt. Der 24. Senat schließt sich insoweit der 
Au�assung des 8. Senats an (siehe auch BayVGH, B. v. 
17.10.2021 – 23 ZB 19.33385 – juris).

4  Die noch anhängigen Berufungsverfahren müss-
ten daher mündlich verhandelt werden. Die hierfür not-
wendige Prüfung der aktuellen allgemeinen Lage in Äthi-
opien sowie der individuellen Situation der jeweiligen 
Kläger wäre mit umfassenden Beweiserhebungen verbun-
den, die zu erheblichen Verzögerungen in den anderen 
Streitsachen führen würden. […]«
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